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Der zunehmende Konflikt zwischen den USA und China wird die transatlantischen Beziehungen in den nächsten Jahren 
vor große Herausforderungen stellen. Für Deutschland gilt es deshalb, bilaterale Streitigkeiten mit den USA beizulegen 
und eine gemeinsame Strategie gegenüber China zu entwickeln, ohne jedoch die eigenen, besonders wirtschaftlichen 
Interessen aus den Augen zu verlieren. Die neue Bundesregierung sollte gemeinsam mit der EU und den USA die Welt­
handelsorganisation (WTO) reformieren, internationale Standards im Technologiebereich setzen, kritische Lieferketten 
in kooperativer Manier sichern und eine Politik verfolgen, die auf die Schaffung eines sogenannten Level Playing Field, 
sprich auf gleiche und faire Wettbewerbsbedingungen zielt.

Deutschlands Sicherheit und Wohl-
stand basieren seit rund 70 Jahren 
auf dem Fundament enger deutsch-
amerikanischer Beziehungen. Wäh-
rend der Amtszeit von US-Präsident 
Donald Trump fielen diese jedoch 
auf ein historisches Nachkriegs-
tief. Die sogenannte America-First-
Politik – bewusst am Isolationismus 
der dreißiger Jahre anknüpfend – 
hat die transatlantische Kooperati-
on nicht nur geschwächt, sondern 
sie zeitweise sogar grundsätzlich 
infrage gestellt. Während sich das 
deutsch-amerikanische Verhältnis 
unter der Regierung von Joe Biden 
bisher stark verbessert hat, darf die 
neue Bundesregierung die traditio-
nell engen bilateralen Beziehungen 
zumindest längerfristig nicht mehr 
als selbstverständlich ansehen. Kurz: 
Deutschland sollte sich nicht mehr 
blind auf die USA verlassen.

R A HM ENBEDINGUNGEN

Der amerikanisch-chinesische 
Konflikt und seine Folgen 

Denn die machtpolitischen Verschie-
bungen im internationalen System 
und der amerikanisch-chinesische 
Großmachtkonf likt weisen auf ei-
ne Verlagerung des Schwerpunktes 
amerikanischer Außenpolitik Rich-
tung Asien hin (Pivot to Asia). Die USA 
werden sich mittel- und langfristig 
aufgrund zunehmender Ressourcen-
knappheit und eines sich intensivie-
renden Wettbewerbs mit China nicht 
im g leichen Maße wie bisher in 
Europa engagieren. Des Weiteren wird 
der Druck auf US-Verbündete, eine 
konflikt-orientiertere, geoökonomisch 
ausgerichtete amerikanische China-
Politik zu unterstützen, wachsen. Die 
neue Bundesregierung muss sich auf 
einen verstärkten wirtschaftspoliti-

schen Konflikt zwischen China und 
den USA vorbereiten, der unweigerlich 
deutsche Interessen tangieren wird. 

Nichtsdestotrotz ist Deutschland 
zurzeit gut positioniert, die Lösung 
gemeinsamer Herausforderungen 
(z.B. Klima, Gesundheit, Technolo-
gie) sowie die Beilegung bestehender 
Streitigkeiten und Probleme (z.B. bi-
lateraler Handel, Lieferketten) voran-
zutreiben – zumindest soweit diese 
nicht einer härteren China-Politik der 
USA entgegenstehen. Zudem gibt es 
Bereiche, in denen amerikanische und 
deutsche Interessen weitgehend de-
ckungsgleich sind (z.B. WTO-Reform, 
teilweise Investitions- und Technolo-
giepolitik). Die neue Bundesregierung 
sollte jedoch nicht davon ausgehen, 
die amerikanische China-Politik in 
strategischer oder geoökonomischer 
Hinsicht beeinflussen zu können.
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Auch die unsichere innenpolitische 
Entwicklung der USA stellt ein Risi-
ko dar. Joe Bidens Sieg war knapp, 
Verschwörungstheorien rund um die 
Präsidentschaftswahl und die Kapitol-
Stürmung kursieren weiterhin. Bereits 
bei den Zwischenwahlen 2022 könnten 
die Republikaner wieder die Mehrheit 
in beiden Kongresskammern erlangen, 
zumal sie in vielen Bundesstaaten al-
les daransetzen, die Wahlmöglichkei-
ten einzuschränken und Wahlreformen 
zu ihren Gunsten durchzusetzen. Soll-
te darüber hinaus nach der Wahl 2024 
wieder ein Trumpist die (außen-) po-
litischen Zügel in den Händen halten, 
könnte dies nicht nur den Fortbe-
stand und die Stabilität amerikanischer 
Bündnisse gefährden, sondern auch zu 
einem irreparablen Bruch der deutsch-
amerikanischen Beziehungen führen.

Die davon unabhängige, allgemein zu-
nehmende sicherheitspolitische Hin-
wendung Amerikas Richtung Asien ist 
aus europäischer Sicht problematisch, 
insofern diese längerfristig auf Kosten 
der amerikanischen Militärpräsenz in 
und sicherheitspolitischer Verpflich-
tungen gegenüber Europa geht. Eine 
schwächere sicherheitspolitische US-
Präsenz würde Deutschland wiede-
rum zur (schnelleren) Vergrößerung 
militärischer Kapazitäten zwingen. 

Zusätzlich trägt auch ein wiederer-
starktes Russland, das die EU- und 
NATO-Osterweiterung als Verletzung 
seiner strategischen Interessen be-
trachtet, zu größerer sicherheitspoliti-
scher Instabilität in Europa bei. Dieser 
vermehrte Sicherheitswettbewerb er-
höht wiederum Deutschlands Abhän-
gigkeit von den USA. Des Weiteren birgt 
der geopolitische und geoökonomische 
Konflikt zwischen den USA und China 
die Gefahr, die Offenheit und Stabilität 
des internationalen Wirtschaftssystems 
zu unterminieren beziehungsweise zu 
destabilisieren. Die vergleichsweise ge-
ringere Handelsabhängigkeit der USA 
und Chinas von Deutschland macht 
letzteres nicht nur wirtschaftlich, son-
dern auch politisch verletzlich.

HER A USFORDERUNGEN

Deutschland darf nicht 
zwischen die Fronten geraten 

Deutschland und seine europäischen 
Partner haben sich erhöhtem, aber der-
zeit noch moderatem diplomatischen 
Druck aus Washington, eine härtere 
amerikanische China-Politik zu unter-
stützen, bisher erfolgreich widersetzen 
können – auch wenn einzelne deutsche 
und europäische Firmen bereits von 
amerikanischen Sekundärsanktionen 
und Exportkontrollen betroffen sind. 
Sollten sich Deutschland oder deut-
sche Unternehmen im Rahmen eines 
geoökonomischen Konflikts zwischen 
den USA und China der amerikani-
schen Sanktionspolitik anschließen, 
steigt das Risiko von chinesischen Ver-
geltungsmaßnahmen (Unreliable Entity 
List, Blocking Statute etc.). China be-
absichtigt bereits, seine internationale 
wirtschaftliche Abhängigkeit zu redu-
zieren (Dual Circulation), was seine Fä-
higkeit, wirtschaftliche Abhängigkeiten 
für politische Zwecke zu instrumentali-
sieren, erhöht. Nicht zuletzt deswegen 
muss die neue Bundesregierung das Ri-
siko, zwischen die geoökonomischen 
und geotechnologischen Fronten zu 
geraten, ernst nehmen. 

Im Hinblick auf eine härtere geoöko-
nomische Politik der USA gegenüber 
China, sollte die Bundesregierung 
versuchen, die US-Regierung dazu zu 
bewegen, gemeinsam mit Deutsch-
land und anderen Verbündeten, ei-
ne Politik zu verfolgen, die auf die 
Schaffung gleicher Wettbewerbsbe-
dingungen abzielt (v.a. was Rezipro-
zität und Marktzugang, chinesische 
Subventionen und chinesische Indus-
triepolitik, intellektuelles Eigentum 
und Technologietransfer betrifft). 
Soweit solch eine Politik nicht si-
cherheitspolitisch relevante Aspekte 
von Washingtons China-Strategie be-
trifft, besteht grundsätzlich die Mög-
lichkeit, die USA dafür zu gewinnen. 
Selbst wenn diese Politik fehlschla-
gen sollte, kann der damit erzielte 
transatlantische Konsens als Grund-
lage für die Vertiefung der bilateralen 
Wirtschaftsbeziehungen dienen. Hin-
gegen ist eine grundsätzliche Politi-
sierung der Wirtschaftsbeziehungen 
oder gar eine wirtschaftliche Entkop-
pelung von China im Kontext eines 
sich verschärfenden USA-China Kon-
flikts nicht im deutschen Interesse. 

In den letzten Jahren belasteten ei-
ne Reihe bilateraler Streitigkeiten das 
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transatlantische und vor allem das 
deutsch-amerikanische Verhältnis. 
Streitigkeiten gab es im Hinblick auf 
Handel (Stahl- und Aluminiumzölle, 
Digitalsteuer, Airbus-Boeing-Subven-
tionen, WTO), Energie (Nord Stream 
2), Klimapolitik, Technologie (Regulie-
rung, Wettbewerb, Besteuerung), US-
Sanktionspolitik (Joint Comprehensive 
Plan of Action oder „Iran-Abkommen“) 
und Fragen der sicherheitspolitischen 
Verantwortung (NATO-Verteidigungs-
ausgaben). Mit einem Übereinkommen 
hinsichtlich einer Digital- und welt-
weiten Unternehmensbesteuerung, 
dem Nord-Stream-2-Abkommen und 
der Suspendierung des Airbus-Boe-
ing-Disputs konnten seit dem Amts-
antritt Joe Bidens in einigen Bereichen 
Fortschritte erzielt oder zumindest ein 
vorübergehender „Waffenstillstand“ 
vereinbart werden (Stahlzölle). Die 
neue Bundesregierung sollte die Be-
reitschaft der Biden-Regierung, bila-
terale Streitigkeiten zu lösen, nutzen, 
um an der wirtschaftspolitischen Front 
weitere Fortschritte zu erzielen. 

Des Weiteren sollten Anstrengungen 
hinsichtlich technologischer Koope-
ration und der Festlegung von tech-
nologischen Standards sowie der 

Sicherung von kritischen Lieferket-
ten vorangetrieben werden. In die-
sen und anderen Bereichen gibt es 
schon grundsätzliche Übereinkom-
men, auf deren Basis die ressortüber-
greifende Zusammenarbeit seitens 
der USA, der EU und Deutschlands 
intensiviert werden kann (siehe Ta-
belle). Diese sollten entsprechend ge-
nutzt werden, nicht nur im Hinblick 
auf einen regelmäßigen Austausch 
zu bestehenden internationalen und 
transnationalen Herausforderungen 
(Klimawandel, Technologie, Gesund-
heit etc.), sondern auch, um die Po-
litik gegenüber China zu justieren, 
Differenzen aufzuzeigen und diese 
diplomatisch abzuarbeiten.

EM PFEHLUNGEN

Kooperationen eingehen 
und Kapazitäten stärken

Im Kontext der Vereinbarungen der 
letzten G7-, NATO-, USA-EU- so-
wie deutsch-amerikanischen Tref-
fen (Washington Declaration) sollte 
die neue Bundesregierung im wirt-
schaftlichen Bereich prioritär eine ge-
meinsame Position bezüglich einer 
WTO-Reform und der Schaffung von 
technologischen Standards finden. 

Ebenso sollte sie die technologische 
Kooperation und Sicherung von kriti-
schen Lieferketten vorantreiben. Auch 
gilt es, die Zusammenarbeit in puncto 
Klimaschutz und Gesundheitspolitik 
zu stärken. Neue bi- und multilatera-
le Foren sollten zur Konsultation, Ko-
ordination und Kooperation genutzt 
werden (s.u. Tabelle).

Neben strategischem Dialog auf Regie-
rungsebene (z.B. ein US-German Eco-
nomic Dialogue) könnte ein neu zu 
schaffendes deutsch-amerikanisches 
Zukunftsforum (US-German Futures 
Forum) die Gelegenheit bieten, ameri-
kanische und deutsche Fachleute aus 
Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft zusammenzubringen, um ge-
meinsam an wichtigen Fragen rund um 
Technologie, Demokratie und globaler 
Kooperation zu arbeiten. 

Sicherheitspolitik: Schnellere Anhe-
bung der Verteidigungsausgaben im 
Rahmen der NATO-Vereinbarung, um 
die eigenen nationalen Kapazitäten 
zu erhöhen. Die USA erwarten zuneh-
mend, dass europäische NATO-Part-
ner mittelfristig eine aktivere und 
längerfristige Rolle in der Sicherung 
des europäischen Nordens (Arktis), 
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Transatlantische und deutsch-amerikanische Agenda

Quelle: Eigene Darstellung

G7 NATO EU-USA WASHINGTON  
DEKLARATION (bilateral)

Beilegung des Digitalsteuer­
disputs und gemeinsame  
Bekämpfung von Steueroasen

Bekräftigung des Versprechens, 
Verteidigungsausgaben bis 2024 
auf 2% des BIPs anzuheben

Beilegung des Streits über die 
Stahlzölle bis Jahresende

Bekräftigung der NATO-
Bündnistreue und Verpflichtung 
zu demokratischen Werten und 
Rechtsstaatlichkeit

Versprechen, 100 Milliarden  
Dollar zur Bekämpfung von 
Klimawandel in Entwicklungs­
ländern bereitzustellen

Stärkung technologischer  
Kooperation, v.a. hinsichtlich 
kritischer Technologien

Schaffung einer Transatlantic 
Green Technology Alliance  
zur Entwicklung von Umwelt­
technologien 

Schaffung einer Climate and 
Energy Partnership

Bereitstellung von einer Milliarde 
Covid-19-Impfstoffe

Entwicklung des nächsten  
„Strategischen Konzeptes“ der 
NATO hinsichtlich zukünftiger 
politischer und militärischer 
Herausforderungen

Schaffung eines EU-US Trade 
and Technology Council zur 
Festsetzung von Standards im 
Bereich Emerging Technologies 
sowie zur Stärkung und  
Diversifizierung von Lieferketten

Schaffung eines US-German 
Futures Forum, das aus  
Repräsentanten aus dem Nicht-
Regierungsbereich besteht und 
Lösungsvorschläge bzgl.  
transatlantischer und globaler 
Probleme produzieren soll

Schaffung einer Joint EU-US 
Covid Manufacturing and Supply 
Chain Taskforce

Schaffung eines bilateralen  
US-German Economic Dialogue
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In dieser Memo-Reihe bietet die DGAP 
fundierte Analysen zu Bereichen der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik, 
die die nächste Legislaturperiode prägen 
werden. Jedes Memo gibt Einblicke darin, 
wie Bundesregierung und Parlament 
in einer komplexer werdenden Welt 
künftig Chancen und Herausforderungen 
begegnen können. Die Themen reichen 
von Technologie und Klima über Mig-
ration und internationale Ordnung bis 
hin zu Sicherheit und Geoökonomie. Die 
Beiträge verstehen sich als Einladung, 
mit uns über die deutsche Außenpolitik 
ins Gespräch zu kommen.  
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Ostens (Ukraine, Belarus, Russland, 
etc.) und Südens (Mittelmeer, Nah-
ost, Afrika) spielen. Koalitionspart-
ner sollten einen Rahmen schaffen, in 
dem Zusagen von Investitionen in ver-
teidigungspolitische Kooperationen 
im Rahmen der EU (PESCO) im NATO-
Kontext f lankiert werden, nicht zu-
letzt um ausgewählte Interessen auch 
ohne Unterstützung der USA zu ver-
teidigen (z.B. Kriseninterventionskräf-
te). Der US-Abzug aus Afghanistan hat 
aufgrund fehlender Konsultation in 
Deutschland und bei anderen NATO-
Partnern Bestürzung und Sorge aus-
gelöst. Dies könnte genutzt werden, 
um verteidigungspolitische Koopera-
tion innerhalb der EU und mit ande-
ren NATO-Partnern voranzutreiben.

Handels- und Investitionsbeziehungen: 
Die Bundesregierung sollte mit euro-
päischen Partnern, intensiv auf eine 
WTO-Reform hinwirken (ein transat-
lantisches Freihandels- oder Investiti-
onsabkommen wäre wünschenswert, 
ist aber derzeit weder in den USA noch 
Europa innenpolitisch durchsetz-
bar). Gleichzeitig sollte sie die Arbeit 
zur Sicherung kritischer Lieferketten 
mit den USA vorantreiben. Ein Schritt, 
der auch mit den asiatischen Bündnis-
partnern der USA koordiniert werden 
könnte. Einer etwaigen Politisierung 
der US-Handelspolitik ist entschie-
den entgegenzutreten, ebenso wie 
auch der Politik zum verstärkten Kauf 
eigener Produkte (Buy America) der 
Biden-Regierung. 

Technologie-Politik: Deutschland 
sollte die Kooperation mit den USA 
zu technologischen Standards vor-
antreiben und die transatlantische 
und besonders deutsch-amerikani-
sche Technologieentwicklung inten-
sivieren. Hier können der vor Kurzem 
geschaffene EU-US Trade and Tech-
nology Council und auch die Trans-
atlantic Green Technology Alliance als 
Foren dienen. Deutschland wäre da-
rüber hinaus gut beraten, eine stra-
tegisch ausgerichtete, nationale oder 
EU-weite Technologie- und Innovati-

onspolitik, besonders im Bereich kri-
tischer Technologien, auf den Weg 
zu bringen. Die Stärkung eigener 
technologischer Kapazitäten würde 
Deutschland für die USA zu einem at-
traktiveren Partner machen. 

US-Sanktionspolitik: Zudem müss-
te ein längerfristiger Plan zur Vollen-
dung der Währungsunion erarbeitet 
werden, um sich weniger verletzlich 
gegenüber amerikanischen Sanktio-
nen und möglichen chinesischen Ver-
geltungsmaßnahmen zu machen. Dies 
bedarf weitreichender Reformen (ge-
meinsame Einlagensicherung, Auf-
hebung des Staaten-Banken-Nexus, 
Stärkung der EWU-Krisenmanage-
mentkapazitäten und weitere Finanz- 
und Kapitalmarktintegration). Solch 
weitreichende Reformen würden nicht 
nur die Wirtschafts- und Währungs-
union widerstandsfähiger machen; sie 
würden auch helfen – zumindest auf 
lange Sicht –, Deutschland weniger 
verletzlich gegenüber einer härteren 
amerikanischen China-Politik zu ma-
chen. Hierfür wird es finanzpolitischer 
Kompromisse bedürfen. 

Insgesamt sollten sich die nächste 
Bundesregierung und neue Bundes-
tagsabgeordneten bewusst sein, dass 
die Lösung transatlantischer und glo-
baler Probleme sowie die verstärk-
te Hinwendung der USA nach Asien 
Deutschland unweigerlich zu größe-
rer internationaler Verantwortung 
zwingen wird. Sie müssen dement-
sprechend die Notwendigkeit einer 
längerfristigen Stärkung deutscher 
beziehungsweise europäischer Ka-
pazitäten und Bereitstellung finan-
zieller Mittel im Blick behalten. Die 
Erarbeitung einer umfassenden Stra-
tegie, die über das taktische Tages-
geschäft und der Lösung von, wenn 
auch wichtigen, Einzelproblemen 
hinausgeht, ist unabdinglich. Die 
Einrichtung eines Nationalen Sicher-
heitsrates sowie eines strategischen 
Planungsstabes auf Bundeskanzler-
amtsebene wären wünschenswert.
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